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Inhalt des Dringlichkeitsantrages 

Die Stadtverwaltung wird beauftragt sich an den Planungen und den 

entstehenden Planungskosten für einen Radschnellweg zwischen Alfter, 

Bornheim und Bonn, wie mit den beiden beteiligten Kommunen und dem 

Rhein-Sieg-Kreis bereits vereinbart zu beteiligen. 

 

Der Anteil der Stadt Bonn an den Planungskosten von aktuell mit den 

anderen Beteiligten vereinbarten 14.000 Euro werden aus dem 

bestehenden Etat 2013/2014 der „Fahrradhauptstadt“ finanziert. 

  

Begründung 
 

Der Rhein-Sieg-Kreis und die beiden Kommunen Alfter und Bornheim 

möchten gern die Planungen für einen Radschnellweg zwischen Alfter, 

Bornheim und Bonn weiterverfolgen. 

 

http://www2.bonn.de/bo_ris/ris_sql/Bo_Info.asp?e_search_1=115182&e_search_4=Wahr


Da die bundesweite Diskussion über die zukünftige Trägerschaft und 

Verantwortung für den Bau und den Unterhalt von Radschnellwegen 

zwischen dem Bund und den Bundesländern noch nicht abgeschlossen ist, 

ist dies ausdrücklich keine Zusage zum Bau eines solchen 

Radschnellwegs. 

Die Antragsteller möchten aber zum Einen das Engagement und die 

Bereitschaft der anderen Kommunen zur Verbesserung des regionalen 

Radverkehrsnetzes nicht blockieren. Zum Anderen sehen wir in einer 

solchen Radwegeverbindung viele Vorteile zur Entlastung des 

Straßennetzes in der Region. 

 


